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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Schule, Kultur und 
Städtepartnerschaften -

  
Tagesordnung I Punkt 9 der öffentlichen Sitzung am 4. Mai 2017

Vorlagen-Nr. 17-F-08-0028

Sachstandsbericht zum Einbau von Alarmierungssystemen an Wiesbadener Schulen
- Antrag der Fraktion L&P vom 26.04.2017 -

Verschiedenen Tageszeitungen vom 25. April 2017 waren recht unterschiedliche Beschreibungen 
des Sachstands des Einbaus von in der Presse als „Amokwarnanlagen“ bezeichneten Anlagen an 
Wiesbadener Schulen zu entnehmen. Nicht nur an vier genannten Gymnasien, auch an anderen 
Schulen seien bisher solche Anlagen eingebaut worden. 340.000 Euro habe der Einbau in der Elly-
Heuss-Schule gekostet. 15 Millionen Euro seien für den Einbau weiterer Anlagen an anderen 
Schulen vorgesehen.

Der Ausschuss wolle beschließen:

Der Magistrat möge zum Sachstand des Einbaus von Alarmierungsanlagen an Wiesbadener 
Schulen berichten und dabei folgende Fragen beantworten:

1. An welchen Schulen sind solche Anlagen „betriebsfertig“ eingebaut?
2. An welchen weiteren Schulen sollen solche Anlagen eingebaut werden?
3. Wieviel hat der Einbau solcher Anlagen bisher gekostet?
4. Welche finanziellen Mittel und personellen Ressourcen werden benötigt, um die 

vorgesehenen weiteren Anlagen zu installieren?
5. Wie sind diese erforderlichen Mittel haushaltsplanmäßig hinterlegt?
6. Wie hoch sind die jährlichen Kosten für die Instandhaltung und Kontrolle der 

Funktionstüchtigkeit der Anlagen bzw. werden diese Kosten sein, sobald alle vorgesehenen 
Anlagen installiert sind? Wie sind diese Kosten im Haushaltsplan berücksichtigt?

7. Wie sollen die – auch rechtlichen – Bedenken gegen den Einbau und Betrieb solcher 
Anlagen bei Betroffenen, insbesondere Lehrerinnen und Lehrern, ausgeräumt werden?

8. Wie beurteilen fachlich kompetente Institutionen, z. B. die Polizei, kriminologische 
Fachleute, die Schulpsychologie u.a. die Effektivität solcher Anlagen?

Beschluss Nr. 0065

Der Antrag wird zu den Ziffern 1 bis 7 angenommen.

Ziffer 8 wird gestrichen und durch folgende Frage ersetzt:

Ist die durch die rechtsverbindliche Verpflichtung der Stadt reduzierte Funktionalität der Anlagen 
auch durch andere, ggf. günstigere Maßnahmen sicherzustellen?
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Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .05.2017
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Spruch
Vorsitzende

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .05.2017

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Gabriel
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,     .05.2017
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Dezernat VI
mit der Bitte um weitere Veranlassung 

Gerich
Oberbürgermeister
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